
SCHWERPUNKT TRANSIT _

Verkehr, Lebe'nsnerv der EUI
Geeintes Europa, Union der rollenden Betriebsmittel. Beinahe 40%
der EU Ausgaben Hießen in den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur.
Pläne zukünftiger Transittrassen sind bereits beschlossene Sache!

Schon wesentlich früher
(Mitte der 70er jahre) regte
sich der BürgerInnenwider
stand entlang der europäi
schen Transittrassen (vor al
lem entlang der Alpenüber
gänge, Phyrenäen-Frank
reich, Frankreich-Italien.
Schweiz sowie entlang der
Brennerroute). In den letzten
jahren konnten jedoch auf
Grund dieses Widerstandes
immer weniger liberalisie
rungsschritte innerhalb der
Staa tengeme i n sch aften
durchgesetzt werden.

...die Folgen:

40 Tonnen Limits. Nachdem
sich die Vereinheitl ichungen,
wie bei allen Ratsbeschlüs
sen, aus nationalem Interesse
der Mitgliedsstaaten nicht so
schnell durchsetzen ließen,
versuchte man "die Forderung
nach freier Fahrt" durch wei
tere Konzepte und Beschlüs
se durchzusetzen. Als Vor
läufer der heutigen Verkehrs
politik kann das 5.Aktions
programm 1992 betrachtet
werden. In diesem Papier
wurde in schöne Worte ge
kleidet, festgehalten, daß für
diewirtschaftlicheWeiterent
wicklung Europas die Frage
des reibungslosen Funktionie
ren des Binnenverkehrs und
dessen kostengünstige Ab
wicklung lebensnotwendig
sei.

Die grundsätzl iche Veran
kerung einer gemeinsamen
Verkehrspol itik erfolgte in
Art.3 EWG Vertrag (den "Rö
mischen Verträgen"). Wesent
Iiche Bedeutung erlangten
diese Rechtsakteerst 1985 mit
dem Beschluß der Verwirkli
chungdesgemeinsamen Bin
nenmarktes. Es wurde ver
sucht, konkrete Maßnahmen
zu setzen, wie Abschaffung
der Grenzkontrollen und al
ler bilateraler Kontingente,
liberalisierung de Frachtge
werbes (Kabotagefreiheit) und
die Vereinheitlichung eines

te man/frau anführen, daß die
ideologischen Gedanken hin
ter der derzeitigen eher un
menschlich und tendenziell
technokratisch anmutenden
Unionspolitik die selben
~trukturmusterpflegt, wie jene
die den freien Hochschulzu
gang beschränken. Ich habe
bewußt den Bereich Verkehr,
manche sagen Transit, ausge
wählt, da es keinen anderen
Bereich innerhalb der Union
gibt, der so umstritten ist und
derso klardie pol itischen Ziel
richtungen eines geeinten
Wirtschaftsblockes Europa
erkennen läßt. Für die EU als
Wirtschaftsgemeinschaft ist
der Komplex Verkehr die
Schlagader, Lebensnerv ihres
Fortbestandes und ihrer wirt
schaftlichen Weiterentwick
lung. Dies kann man/frau zu
mindest allgemein aus den
Selbstdefinitionen sowie der
Tagespolitik der Union able
sen.

Grundlagen der EU
Verkehrspolitik:

denn dies eigentlich mit dem
Studium, respektive mit einer
Studierendenvertretung zu
tun. Zugegeben vorerst rela
tivwenig. Die Folgen der heu
te gemachten pol itischen Feh
ler werden uns und unsere
Kinder treffen. Weiters könn-
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In den nachfolgenden paar
Zeilen möchte ich kurz ver
suchen, einen Überbl ick über
die europäische Verkehrspo
litik und über das Verhand
lungsergebnis der Bundesre
gierung geben. jetzt werden
sich einige fragen, was hat
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Derfreie Verkehrdarfvon
keinerdersozialen und wirt
schaftlichen Gruppen in Fra
ge gestellt werden. Gesell
schaft und öffentliche Mei
nung in Europa müssen die
UnwiderrufJichkeitdes Bin
nenmarktes aufdem gesam
ten GebietderEuropäischen
Union in allen seinen Di
mensionen akzeptieren.

Es handelt sich dabei um
drei Antrage,welche im Rah
men eUler Diskussion um
Blokaden von Tran itstrek
ken -in Frankreich/Spanien
beschlossen wurden.

Zitat eines - .. •• des
Europaparlamentes vom

2S.Jänner 1994

spricht ca. den 17.000.-) fest
gelegt. Wie durch Plafondie
rungvon Verursacherkosten im
Straßenverkehr die vielseits
und auch in einigen EU- Pa
pieren enthaltene Kostenwah
rheit erreicht werden soll,
bleibt für mich ein Rätsel. Ins
besondere, da die Straßener
haltungskosten vom/der Steu
erzahler/in getragen werden
und der Bahn derStreckenaus
bau sowie die Erhaltung der
Bahntrassen als Defizit ange
lastet werden.

Zum Abschluß eines allge
meinen Überblickes möchte
ich noch einen Beschluß des
Europaparlamentes vom
25.Jänner 94 zitieren:

Der freie Verkehr darf von
keiner der sozialen und wirt
schaftlichen Gruppen in Frage
gestellt werden. Gesellschaft
und öffentliche Meinung in
Europa müssen die Unwider
ruflichkeit des Binnenmarktes
auf dem gesamten Gebiet der
Europäischen Union in allen
seinen Dimensionen akzeptie
ren.

Es handelt sich dabei um
drei Anträge, welche im Rah
men einer Diskussion um Blo
kaden von Transitstrecken in
Frankreich/Spanien be chIos
sen wurden.

Christian Gummerer

kehrswegebau lösbar ist. Zur
Lösung des Wirtschaftspro
blems wird ein Investitions
programm von 400 Mrd Ecu
biszumJahr1999 empfohlen.
Dabei entfallen auf den Ver
kehrswegebau 220 Mrd Ecu.
Zu guter letzt wird der Angst
Ausdruck verl iehen, neue
Märkte zu versäumen, wenn
diese Investitionen in die Ver
kehrsinfrastruktur nicht getä
tigt werden. Ob es sich hier
um Märkte oder Billigproduk
tionsstätten handelt, bleibt da
hingestellt.

Die zweite wesentliche
Richtlinie ist jene zur Verein
heitlichung der Erhebung von
Maut- und Benützungsgebüh
ren. Hier konnte Österreich
einedreijährige Übergangsfrist
erwirken. Durch diese Richtli
nie sinkt die Besteuerung von
Schwerfahrzeugen in Öster
reich von derzeitATS 70.000.
auf ca. ATS 17.000.-. Die ent
fallenden Einnahmen sollen
wie aus jederTageszeitung ent
nommen werden kann, durch
eine Verkollektivierung der
Kosten durch Abhebung der
Steuerbelastung auf Diesel
kraftstoffe wieder herei nge
bracht werden. Das Problem
ist nur, daß Großfrächter nicht
in Österreich tanken, da der
Diesel für sie ohnehin zu teuer
ist. Also eine Direktsubventi
on an die Fuhrunternehmerin
nen Österreichs. Lu tig istauch
der Passus überdie Einhebung
von Mautgebühren auf Öster
reichsAutobahnen. Diesedür
fen in Hinkunft nicht diskrimi
nierend und keine Behinde
rung, sowie übermäßigen Ver
waltungsaufwand darstellen.
Genauer überJegt, bedeutet
dies die Abschaffung jeglicher
Vergünstigungen für Einheimi
sche, seien es vergünstigte jah
reskarten für PKW' soder Preis
nachlässe für die einheimi
schen Transportunternehmen.
Es leben die Großfrächter mit
über 1000 38-Tonnern!
Gleichzeitig wird ein Höchst
betrag der Benutzungsgebüh
ren pro jahr mit 1250 Ecu (ent-

Neue Transittrassen an
österreichischen Grenzen:

entlang der Schweizer Gren
ze. Hier werden nur bestehen
de Autobahnen durch neue
europäische etze erschlos
sen.

Im neuen Weißbuch Uuni
1993) der EU hält jacques De
lor fest, daß die Reaktion auf
die Wirtschaftskrise in Europa,
welche eigentlich eine Struk
turkrise infolge falscher Besteu
erungsschwerpunkte ist(Explo
sion der Lohnkostenj, nur
durch einen massiven Ver-

a) Grenzübergang Kempten
(Verlängerung der A7 bis
an die Staatsgrenze

b) Verlängerung der A95 bis
an die Staatsgrenze bei
Garmisch Mittenwald

c) Verlängerung der A27 (im
Volksmund als Alemagnia
bekannt) an die Osttiroler
Grenze und weiter bis Spi
tal-Anschluß zurTauernau
tobahn d) eubau der A94
von München nach Braun
au und Anschluß an die A8
auf österreichischer Seite.

Alle diese Projekte sind da
durch gekennzeichnet, daßdie
Fortführung auf österreich i
scher Seite nur mehr durch
leistungsschwache Bundes
straßen erfolgt. Ganz anders

den Produktionwerke der we
steuropäischen Industrie mit
geringer Valkswi rtschaftl icher
Wertschöpfung (da kein Know
how auf Dauer in den Ländern
zurückbleibt - Kolonialpolitik
wurde in früheren Zeiten von
Frankreich mit sehr viel Erfolg
betrieben).

...Österreich tritt bei

& Development) soll den wirt
schaftlichen Wiederaufbau
durch Kreditsubventionen O5t
europas vorantreiben. Tatsäch
lich werden von dieser unab
hängigen Bank (Geldgeber ist
fa t zu 100% die Europäische
Union) Straßenbauvorhaben
deroben genannten Richtlinie
ubventioniert. Infolge dieser

Politik wird es wohl zu keinen
eugründungen von Unter

nehmungen in den Oststaaten
kommen, im Gegenteil es wer-

Die EU Richtlinie 93/629
vom 29.10 1993 bezieht sich
auf die Schaffung Transeuro
päischerNetze.ln Summewird
in diesen Papieren der Bau
von 12000km neue Autobah
nen festgelegt. Es wurde auch
die Wirtschaftshilfe für Osteu
ropa eingearbeitet. Die neu
gegründete Bank EBRD (Euro
pean Bank of Reconstruction

12.000km neue Autobahn

Infolge eines Beitrittes
Österreichs zur EU erlangt
nicht nur der allgemeine Teil
der EU- Verkehrspolitik, ba
sierend auf dem Prinzip des
freien Warenverkehrs, große
Bedeutung, sondern vor allem
die erst jüngst erfolgten Rats
beschlüsse müssen auch von
Österreich akzeptiert werden.
Diesesindauch inderEU noch
nicht realisiert. Österreich hat
im Rahmen seiner Beitrittsver
handlungen diese Bestimmun
gen entgegen den Vereinba
rungen desTransitvertrages bis
auf eine kleine Einwendung
akzeptiert.
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